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1. Kernpunkte der geplanten Ein-

kommensteuerreform 
 
Der Koalitionsausschuss der Bundesregie-
rung hat sich Anfang Juli 2026 auf eine 
Einkommensteuerreform geeinigt, die ab 
dem 1.1.2027 sukzessive bis in das Folge-
jahr hinein umgesetzt werden und ihre 
volle Wirkung im Jahr 2028 entfalten soll. 
Geplant ist, Familien mit kleinen und mitt-
leren Einkommen stärker zu entlasten. 
Das Entlastungsvolumen soll etwa 10 
Mrd. € betragen. Eine genaue Terminie-
rung des Gesetzgebungsverfahrens liegt 
noch nicht vor. 
 
Konkret soll es folgende Änderungen ge-
ben: 
 

• Anhebung des Grundfreibetrags von 
jetzt 12.348 € in zwei Stufen auf dann 
12.900 € im Jahr 2028. 

 

• Anhebung des Kindergeldes von der-
zeit 259 € pro Kind und Monat ebenfalls 
in zwei Stufen auf dann voraussichtlich 
272 € im Jahr 2028. Entsprechend wird 
auch der steuerliche Kinderfreibetrag 
angepasst. Die geplanten Beträge wer-
den nach Veröffentlichung des Exis-
tenzminimumberichts evtl. noch ange-
passt. 

 

• Erhöhung des Arbeitnehmerpausch-
betrags im Rahmen des Werbungskos-
tenabzugs von derzeit 1.230 € um 
200 € auf dann 1.430 €. 
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• Der Spitzensteuersatz von derzeit 
42 % soll künftig bei Einzelveranlagung 
ab einem zu versteuernden Einkommen 
von 70.600 € einsetzen, bei gemeinsam 
Veranlagten ab 141.200 €. Bislang be-
ginnt dieser bei einem zu versteuern-
den Einkommen von 69.879 € bei Ein-
zelveranlagung bzw. 139.758 € bei ge-
meinsam Veranlagten. Es werden also 
sowohl beim Eingangssteuersatz als 
auch beim Höchststeuersatz die Gren-
zen verschoben, ab welcher eine Ein-
kommensbesteuerung beginnt bzw. ab 
welcher Höhe der Spitzensteuersatz zu 
zahlen ist. 

 

• Für besonders hohe Einkommen gibt 
es derzeit einen Höchststeuersatz von 
45 %, umgangssprachlich auch „Rei-
chensteuer“ genannt. Dieser setzt 
derzeit bei einem zu versteuernden 
Einkommen ab 277.826 € bei Einzel-
veranlagung bzw. 555.652 € bei ge-
meinsamer Veranlagung ein. Ab dem 
1.1.2027 soll der Höchststeuersatz von 
45 % bereits ab einem zu versteuern-
den Einkommen von 250.000 € für ein-
zeln Veranlagte bzw. 500.000 € bei 
gemeinsamer Veranlagung greifen. Ab 
einem zu versteuernden Einkommen 
von 280.000 € bzw. 560.000 € soll ab 
dem 1.1.2027 auf den Höchststeuer-
satz ein Zuschlag von weiteren 2 % er-
folgen, sodass dieser Steuersatz inso-
weit dann 47 % beträgt. 

 

• Handwerkerleistungen sollen künftig 
im Rahmen der Einkommensbesteue-
rung in geringerem Umfang abzugsfä-
hig sein. Sind bislang 20 % der Auf-
wendungen für Arbeitskosten bis zu 
6.000 € jährlich absetzbar, also maxi-
mal 1.200 €, so sollen es künftig nur 
noch 15 % sein, also maximal 900 € 
jährlich. 

 

• Für Minijobber beträgt die pauschale 
Lohnsteuer, die üblicherweise der Ar-
beitgeber trägt, aktuell noch 2 % vom 
Bruttolohn. Dies gilt sowohl für Minijobs 
im gewerblichen Bereich wie auch im 
privaten Haushalt. Die pauschale Lohn-
steuer wird zum 1.1.2027 auf 5 % an-
gehoben. 

 

Nach Berechnungen des Finanzministeri-
ums liegt für kleine und mittlere Einkom-
mensbezieher mit zwei Kindern im Jahr 
2028 die Steuerersparnis zwischen 400 € 
und knapp 700 € jährlich, je nachdem, ob 
es sich um einen alleinerziehenden Eltern-
teil mit kleinem Einkommen handelt oder 
ein Paar mit mittlerem Einkommen. 
 
Die Reform betrifft neben Arbeitnehmern 
auch Selbstständige, Freiberufler und Mit-
unternehmer von Personengesellschaften. 
Gewinnausschüttungen und -
realisierungen sowie Investitionen können 
je nach persönlicher Situation für Steuer-
pflichtige einkommensteuerlich relevant 
sein. Eine steuerliche Beratung ist hier im 
Vorfeld sinnvoll. 
 
 
2. Neues Gebäudemodernisierungs-

gesetz und Änderung der Förde-
rung verabschiedet  

 
Am 10.7.2026 haben der Bundestag und 
der Bundesrat das neue Gebäudemoder-
nisierungsgesetz als Ersatz für das bishe-
rige Gebäudeenergiegesetz verabschie-
det. Es bringt beim Heizungstausch erheb-
liche Änderungen mit sich. Hauseigentü-
mer können sich flexibler einer größeren 
Auswahl an Geräten und Technologien 
bedienen, von der Ölheizung über Wär-
mepumpen bis zu noch unbekannten 
Technologien, allerdings führen diese ab 
2029 zu der Verpflichtung, den fossilen 
Energieträgern Biostoffe in steigenden 
Mengen zuzusetzen. Im Jahr 2045 müs-
sen fossile Energien vollständig klimaneut-
ral sein. Vermieter müssen sich im Rah-
men der Wohnraumvermietung gegenüber 
Mietern bei Nutzung fossiler Energien, die 
nicht klimaneutral sind, an deren Energie-
kosten beteiligen. 
 
Bis zum Jahr 2030 kommen gestaffelte 
Verpflichtungen energetischer Maßnah-
men für Wohn- und Nichtwohngebäude 
bei Neubauten und im Bestandsbau auf 
Eigentümer zu. Es wird eine gestaffelte 
bundesweite Solarpflicht eingeführt. Zu-
sätzlich gibt es i. d. R. die Verpflichtung 
zur Errichtung von Nullemissionsgebäu-
den ab 2028 für öffentliche Neubauten, ab 
2030 für sämtliche neuen Gebäude, um 
die Energiebedarfe zu senken. 
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Das Bundeswirtschaftsministerium hatte 
im Gesetzgebungsverfahren das Förder-
portal für die energetische Gebäudesanie-
rung vorübergehend vom Netz genom-
men. Das Förderprogramm mit einer ein-
kommensgestaffelten Förderung wird ab 
21.7.2026 wieder aufgenommen. Die 
steuerliche Förderung bleibt erhalten, 
ebenso die staatlichen bzw. zinsgünstigen 
Kredite für die Durchführung energetischer 
Maßnahmen. Eine doppelte Inanspruch-
nahme bleibt, wie bisher, ausgeschlossen. 
 
Der Grundzuschuss von max. 30 % der 
förderfähigen Gesamtkosten soll erhalten 
bleiben, allerdings wird der Förderdeckel 
auf 28.000 € für die erste Wohneinheit 
begrenzt, jeweils 15.000 € für die zweite 
bis sechste sowie jeweils 8.000 € für jede 
weitere Wohneinheit. Für Haushaltsein-
kommen bis zu 30.000 € erhöht sich die 
Grundförderung auf 40 %, bis 40.000 € 
bleibt es bei 30 % und bis 50.000 € Haus-
haltseinkommen gibt es noch 10 % Förde-
rung. Lebt mindestens ein minderjähriges 
Kind im Haus, wird das für die Förderung 
zugrunde zu legende Einkommen um 
10.000 € gekürzt. Der Klimageschwindig-
keitsbonus für den frühzeitigen Heizungs-
tausch mit 16 % der förderfähigen Kosten 
wird weiterhin gewährt und sinkt erstmals 
zum 1.2.2027 und danach halbjährlich 
zum 1.8. und 1.2. eines Jahres um 4 Pro-
zentpunkte. 
 
Neu eingeführt wird im 1. Quartal 2027 ein 
sog. Wertschöpfungsbonus. Die Grundför-
derung auf außerhalb der EU gefertigte 
Wärmepumpen sinkt dann auf 15 %. 
Gleichzeitig gibt es für in der EU gefertigte 
Wärmepumpen einen Bonus von 15 %. 
Gestrichen werden der Effizienzbonus und 
der Emissionszuschlag. Auch für Nicht-
wohngebäude wird es künftig Anpassun-
gen geben. 
 
Wer Investitionen plant oder bereits vor 
der Beantragung von Fördermitteln steht, 
sollte sich eingehend steuerlich beraten 
lassen, welche Variante für ihn in Frage 
kommt. 
 
 

3. BFH: Verschärfte Aufzeichnungs-
pflichten beim häuslichen Ar-
beitszimmer 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil 
vom 24.3.2026 die Anforderungen an die 
Aufzeichnungspflichten für Aufwendungen 
eines häuslichen Arbeitszimmers bei 
selbstständig tätigen Steuerpflichtigen 
erheblich verschärft. 
 
Im entschiedenen Fall hatte ein selbst-
ständig tätiger Steuerpflichtiger Aufwen-
dungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
als Betriebsausgaben geltend gemacht. 
Die Belege hierfür lagen zwar vor, die 
Aufwendungen wurden jedoch nicht lau-
fend und gesondert sowie zeitnah von den 
übrigen Betriebsausgaben aufgezeichnet, 
sondern erst im Rahmen der Erstellung 
der Einnahmenüberschussrechnung zu-
sammengestellt. Der BFH versagte den 
Betriebsausgabenabzug vollständig. Eine 
Sammlung von Rechnungen, die dann 
nachträglich zusammengestellt und aufge-
zeichnet werden, genügt den Anforderun-
gen nicht. Auch muss die Trennung von 
privaten Aufwendungen und jenen für das 
häusliche Arbeitszimmer klar erkennbar 
sein. 
 
Rein praktisch können die Aufwendungen 
entweder in einer gesonderten hand-
schriftlichen oder digitalen Liste erfasst 
werden oder in einer separaten Spalte der 
laufenden Buchführung. Die berühmte 
Belegsammlung im Schuhkarton reicht zur 
Dokumentation demnach nicht mehr, aus 
der der Steuerberater oder der Steuer-
pflichtige selbst schließlich die Steuerer-
klärung bzw. die Gewinnermittlung fertigt. 
 
Eine zeitnahe Erledigung liegt i. d. R. vor, 
wenn die Aufzeichnungen anhand der 
Belege innerhalb von 10 Tagen erfolgen. 
Allenfalls kann eine Erledigung innerhalb 
eines Monats in Ausnahmefällen erfolgen. 
Diese gängige Rechtsprechung des BFH 
hat der Kläger jedoch nicht beachtet, so-
dass keine Berücksichtigung der Aufwen-
dungen für das häusliche Arbeitszimmer 
erfolgen konnte. 
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4. Dienstreisen: Kein Werbungskos-
tenabzug bei Privatwagennutzung 
trotz vorhandenem Firmenwagen 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte zu ent-
scheiden, ob ein Arbeitnehmer einen An-
spruch auf Werbungskostenabzug auch 
dann geltend machen kann, wenn er für 
die Durchführung einer Dienstreise nicht 
den vom Arbeitgeber gestellten Firmen-
wagen nutzt, sondern mit seinem privaten 
Pkw fährt. 
 
Der BFH schloss sich der Auffassung des 
Finanzamtes an, dass ein Werbungskos-
tenabzug in einem solchen Fall nicht mög-
lich ist, denn bei Nutzung des Firmenwa-
gens wären dem Arbeitnehmer keine ei-
genen Kosten entstanden. Die freiwillige 
Nutzung des privaten Fahrzeugs kann 
nicht zum Werbungskostenabzug führen, 
wenn der Arbeitgeber eine zumutbare und 
kostenfreie Alternative zur Verfügung 
stellt. 
 
Anders wäre der Fall zu beurteilen gewe-
sen, wenn für die Fahrt keine kostenfreie 
Nutzung eines Firmenwagens zur Verfü-
gung gestanden hätte oder der Arbeitge-
ber die Nutzung eines vorhandenen Fahr-
zeugs nicht gestattet hätte. 
 
 
5. Gewährung unentgeltlicher Ra-

tenzahlung im Privatvermögen: 
Keine Einkünfte aus Kapitalver-
mögen 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil 
vom 24.3.2026 seine jahrzehntelange 
Rechtsprechung zur steuerlichen Behand-
lung unverzinslicher Ratenzahlungsver-
einbarungen grundlegend geändert. 
 
Der Verkäufer hatte im entschiedenen Fall 
aus seinem Privatvermögen einen Gegen-
stand veräußert und mit dem Käufer eine 
zinslose Ratenzahlung vereinbart. In der 
Vergangenheit war trotz einer ausdrückli-
chen Vereinbarung der Zinsfreiheit vom 
BFH ein Teil der Raten als fiktive Zinsein-
nahmen angesehen worden, die als Ein-
künfte aus Kapitalvermögen vom Verkäu-
fer zu versteuern waren. 
 

Von dieser Auffassung ist der BFH nun 
jedenfalls im Hinblick auf nahestehende 
Personen bei Privatvermögen abgerückt. 
Vereinbaren die Vertragsparteien Zinsfrei-
heit oder unentgeltlich gestundete Raten-
zahlung, ist diese zivilrechtlich und steuer-
lich anzuerkennen, sodass keine Kapital-
einkünfte seitens des Verkäufers entste-
hen. Gegen den ausdrücklichen Willen der 
Vertragsparteien könne keine Zinsverein-
barung fingiert werden. Derartige Vorgän-
ge unterliegen auch nicht der Schenkung-
steuer, da sie nicht steuerbar sind. Auch 
insoweit rückt der BFH von seiner bisheri-
gen Rechtsprechung ab. 
 
Diese Rechtsprechungsänderung betrifft 
vor allem Grundstücksübertragungen und 
langfristige Ratenkaufverträge, allerdings 
nur jene, bei denen kein privates Veräuße-
rungsgeschäft außerhalb der 10-Jahres-
Frist mehr vorliegt. Ob innerhalb der 10-
Jahres-Frist eine andere Beurteilung erfol-
gen würde, hat der BFH offengelassen. 
 
Betroffene sollten sich vorher steuerlich 
beraten lassen. 
 
 
6. Antrag auf Verlustbescheinigung 

bei Kapitalanlagen 
 
Der Gesetzgeber hatte im Jahressteuer-
gesetz 2024 die gesonderte Verlustver-
rechnung mit der Beschränkung auf 
20.000 € bei z. B. Termingeschäften oder 
Forderungsausfällen aufgehoben und wie-
der eine unbegrenzte Verrechnung solcher 
Verluste mit Gewinnen aus Kapitalvermö-
gen in allen offenen Fällen zugelassen. 
Die Umsetzung bei den Banken erfolgte 
technisch bis zum 1.1.2026. 
 
Verluste aus Aktien oder deren wertloser 
Verfall dürfen aktuell nur mit Gewinnen 
aus Aktien ausgeglichen werden. Über 
diese Frage ist derzeit ein Verfahren beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig. Der 
Bundesfinanzhof hält diese Einschränkung 
für verfassungswidrig. Eine Entscheidung 
ist bald zu erwarten. 
 
Verluste aus Termingeschäften und sons-
tigen Kapitalanlagen sind mit allen Kapi-
talerträgen außer Aktien verrechenbar. 
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Eine Verlustbescheinigung der Bank muss 
bis zum 15.12. eines Jahres (Ausschluss-
frist!) für das laufende Jahr bei der Bank 
beantragt werden. Sonst können Verluste 
in dem Jahr nicht mehr im Rahmen der 
Veranlagung berücksichtigt werden, son-
dern verbleiben im jeweiligen Verlustver-
rechnungstopf der Bank, bis die Verluste 
dort ausgeglichen sind. 
 
Ob Verluste aus Kapitalanlagen im Rah-
men der Steuererklärung erklärt oder 
stattdessen innerhalb der Ausschlussfrist 
eine unwiderrufliche Verlustbescheinigung 
beantragt werden sollte, ist im Rahmen 
der steuerlichen Beratung zu klären, 
ebenso das Vorgehen bei Bankwechsel 
oder Verlusten bei Depots im Ausland. 

 
 
7. Ungeklärte Einzahlungen auf ein 

betriebliches Konto als steuer-
pflichtige Betriebseinnahmen 

 
Im Streitfall betrieb der Kläger, ein gelern-
ter Maschinenbauer, in seinem Wohnhaus 
eine Werkstatt zur Reparatur von Maschi-
nen. Er erzielte hieraus Einkünfte aus Ge-
werbebetrieb. Nach einer Außenprüfung 
für den Betrieb des Klägers setzte das 
beklagte Finanzamt Bareinzahlungen und 
weitere Zahlungseingänge auf seinen Ge-
schäftskonten für mehrere Jahre teilweise 
als Betriebseinnahmen und Umsätze des 
Klägers an. Der Kläger machte geltend, 
dass die Beträge aus privaten Quellen 
stammten. Die Erklärungen des Klägers 
überzeugten jedoch nicht. 
 
Das Niedersächsische Finanzgericht ent-
schied, dass ungeklärte Einzahlungen auf 
ein betriebliches Konto als steuerpflichtige 
Betriebseinnahmen behandelt werden 
dürfen, wenn der Steuerpflichtige ihre 
Herkunft nicht ausreichend nachweist. 
Wer private Mittel in den Betrieb ein-
schleust, müsse deren Herkunft nachvoll-
ziehbar darlegen und belegen. Im Urteils-
fall wies das Gericht die Klage ab. Das 
beklagte Finanzamt habe die ungeklärten 
Einzahlungen auf dem betrieblichen Konto 
des Klägers zu Recht als steuerpflichtige 
Betriebseinnahmen qualifiziert und diese 
seinem Gewinn hinzugeschätzt. Zu schät-
zen sei insbesondere dann, wenn der 
Steuerpflichtige über seine Angaben keine 

ausreichende Aufklärung zu geben ver-
mag. Dabei sei der Steuerpflichtige bei 
ungeklärten Bareinzahlungen auf betriebli-
che Konten bzw. in die Kasse wegen der 
von ihm selbst hergestellten Verbindung 
zwischen Privat- und Betriebsvermögen 
bei der Prüfung, ob Einlagen gegeben sind 
bzw. wo die Mittel herkommen, verstärkt 
zur Mitwirkung verpflichtet (Az. 4 K 12/26). 
 
 
 
 
Hinweis 
 
Werden private Mittel auf ein betriebliches 
Konto oder in die Kasse eingezahlt, sollte 
deren Herkunft sofort und nachvollziehbar 
dokumentiert werden (z. B. durch Konto-
auszüge, Verträge oder kurzen Vermerk 
mit Datum und Anlass). 
 
Soweit möglich, sind Überweisungen 
Bareinzahlungen vorzuziehen, da sie den 
Geldfluss regelmäßig leichter nachweisen. 
Werden private und betriebliche Geldbe-
wegungen vermischt, kann das Finanzamt 
bei einer Betriebsprüfung Nachweise zur 
Mittelherkunft verlangen. Kann die Her-
kunft einer Einzahlung nicht plausibel be-
legt werden, kann dies zu einer Schätzung 
und einer gewinnerhöhenden Berücksich-
tigung als nicht erklärte Betriebseinnahme 
führen. 
 
 
8. Immobilienbewertung für die Erb-

schaft- und Schenkungsteuer: 
Vergleichspreise der Gutachter-
ausschüsse sind maßgeblich 

 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die 
von den Gutachterausschüssen ermittel-
ten Vergleichspreise für Immobilien maß-
gebend und daher von der Finanzverwal-
tung und den Steuerpflichtigen bei der 
Grundstücksbewertung für die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer heranzuziehen sind. 
Die finanzgerichtliche Kontrolle der Ver-
gleichspreise beschränke sich auf offen-
sichtliche Unrichtigkeiten. Erst wenn sol-
che zutage treten, müsse das Finanzge-
richt den Sachverhalt von Amts wegen 
weiter aufklären (Az. II R 6/23). 
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Der Streitfall betraf die Bewertung einer 
ererbten Eigentumswohnung, deren Ver-
kehrswert vom Finanzamt auf Basis von 
20 Vergleichspreisen eines Gutachteraus-
schusses auf 186.000 Euro festgestellt 
wurde. Die Kläger bzw. Erben wandten 
sich gegen diese Bewertung. Ihre Kritik 
richtete sich insbesondere gegen die 
Auswahl der Vergleichsobjekte und die 
Berechnung des Durchschnittswerts. Die 
Richter des Bundesfinanzhofs wiesen die-
se Einwände zurück. Aus ihrer Sicht sei 
der im Gesetz ausdrücklich angeordnete 
Vorrang der vom Gutachterausschuss 
mitgeteilten Vergleichspreise rechtsstaat-
lich unbedenklich. 
 
 
9. Umsatzsteuer bei Vermietungen 

über die Plattform Airbnb 
 
Wer seine private Wohnung, sein Ferien-
haus oder seine Ferienwohnung an Gäste 
vermietet und dafür Zahlungen erhält, 
kann bereits Unternehmer sein. Das gilt 
selbst dann, wenn keine Gewerbeanmel-
dung, Anzeige beim Finanzamt oder ähnli-
ches erfolgte. Auch bei bereits bestehen-
den Unternehmen wird häufig übersehen, 
dass so eine „private“ Vermietung Teil des 
Unternehmens ist. Die Anwendung der 
Kleinunternehmerregelung kann erfolgen, 
wenn der Umsatz im Vorjahr 25.000 Euro 
nicht überschritten hat und im laufenden 
Jahr 100.000 Euro nicht überschreitet. Die 
Vermietungsumsätze sind dann steuerfrei. 
 
Hinweis 
 
Umsatzsteuerlich ist die Vermietung von 
Wohnraum grundsätzlich steuerfrei (§ 4 
Nr. 12 UStG). Diese Steuerbefreiung gilt 
jedoch nicht für die kurzfristige Beherber-
gung von Gästen.  
Als kurzfristig gilt eine Vermietung, wenn 
die Räume nach der Absicht des Vermie-
ters von vornherein nicht für einen dau-
ernden Aufenthalt bestimmt sind. Regel-
mäßig ist dies bei einer vorgesehenen 
Vermietungsdauer von höchstens sechs 
Monaten der Fall. Ferienwohnungen und 
Vermietungen über Plattformen wie Airbnb 
erfüllen diese Voraussetzungen typi-
scherweise und sind deshalb grundsätz-
lich umsatzsteuerpflichtig. 
 

Wird diese Grenze überschritten oder be-
steht aufgrund einer anderen Tätigkeit 
bereits ein Unternehmen, unterliegen die 
Vermietungsumsätze der Umsatzsteuer, 
da die kurzfristige Vermietung von Wohn-
räumen im Gegensatz zur langfristigen 
Wohnraumvermietung nicht von der Um-
satzsteuer befreit ist. Die in der Regel 
kurzfristigen Vermietungen über die Platt-
form Airbnb sind daher grundsätzlich 
steuerpflichtig, unterliegen allerdings dem 
ermäßigten Steuersatz von 7 %, soweit es 
sich um reine Beherbergungsleistungen 
handelt; Zusatzleistungen können dem 
Regelsteuersatz (19 %) unterliegen. 
 
Unabhängig davon, ob der Vermieter 
Kleinunternehmer ist oder seine Umsätze 
der Umsatzsteuer unterwirft, ist bei der 
Vermietung über die Plattform Airbnb zu 
beachten, dass in diesem Fall die Um-
satzsteuerschuld für die von Airbnb erho-
benen Gebühren auf den in Deutschland 
ansässigen Vermieter übergeht. Hinter-
grund ist, dass Airbnb ein in Irland und 
damit im Ausland ansässiges Unterneh-
men ist, das mit der Bereitstellung der 
Plattform (ggf. auch mit der Zahlungsab-
wicklung, dem Beschwerdemanagement, 
Kundenzufriedenheitsumfragen etc.) elekt-
ronische Dienstleistungen erbringt. In die-
sem Fall verlagert sich die Umsatzsteuer-
schuld für die von Airbnb erbrachte Leis-
tung auf den deutschen Empfänger – also 
den Vermieter. Das gilt auch für Kleinun-
ternehmer, die zwar selbst steuerfreie 
Umsätze erbringen, aber dennoch Unter-
nehmer sind. 
 
Der Vermieter schuldet also auf die von 
Airbnb erhobenen Gebühren Umsatzsteu-
er (19 %) und muss diese gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt erklären. Dies 
erfolgt im Rahmen von Umsatzsteuer-
Voranmeldungen und der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung. Das gilt selbst dann, 
wenn die von Airbnb erhobene Provisi-
onsgebühr bereits von dem Betrag abge-
zogen wurde, den der Mieter gezahlt hat. 
Insofern liegt lediglich eine Aufrechnung 
gegenseitiger Zahlungsansprüche vor. Ist 
der Vermieter zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt (wenn er kein Kleinunternehmer 
ist), kann die im Rahmen des Verfahrens 
entstandene Umsatzsteuer als Vorsteuer 
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geltend gemacht werden, sodass sich im 
Saldo keine Zahllast ergibt. 
Ist der Vermieter allerdings Kleinunter-
nehmer, entfällt die Möglichkeit des Vor-
steuerabzugs und der als Kleinunterneh-
mer agierende Vermieter muss die Um-
satzsteuer auf die von Airbnb einbehaltene 
Servicepauschale entsprechend gegen-
über dem Finanzamt erklären und abfüh-
ren.  
 
Insbesondere Kleinunternehmer, die 
keine Umsatzsteuervoranmeldungen ab-
geben und keinen Steuerberater konsultie-
ren, riskieren Nachzahlungen und Säum-
niszuschläge. Es empfiehlt sich dringend, 
frühzeitig die umsatzsteuerliche Einord-
nung der eigenen Vermietertätigkeit zu 
klären und die Pflichten aus dem Reverse-
Charge-Verfahren gewissenhaft zu erfül-
len. 
 
 
10. Was Unternehmen bei der E-

Rechnungspflicht beachten müs-
sen (Teil 1) 

 
Noch bis zum 31.12.2026 ist die Ausstel-
lung von E-Rechnungen freiwillig. Bei ei-
nem Vorjahresumsatz des Rechnungs-
ausstellers bis 800.000 Euro verlängert 
sich diese Frist noch bis zum Ablauf des 
Jahres 2027. Eine klassische PDF-Datei, 
die per E-Mail verschickt wird, gilt seit 
2025 ausdrücklich nicht mehr als E-
Rechnung im umsatzsteuerlichen Sinne. 
Stattdessen sind Formate wie XRechnung 
oder ZUGFeRD (ab Version 2.0.1 im Profil 
EN 16931 oder höher) gefordert, die eine 
vollständige maschinelle Verarbeitung der 
Rechnungsdaten ermöglichen. Da die 
Umstellung Fragen aufwirft, hat das Bun-
desministerium der Finanzen am 
19.11.2024 einen begleitenden Frage-
Antwort-Katalog (FAQ) veröffentlicht, der 
laufend aktualisiert wird. Dieser Katalog ist 
eine aktuelle und maßgebliche Orientie-
rungshilfe für Unternehmen, da die wich-
tigsten Fragen verständlich erläutert wer-
den. 
 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass 
auch bei der Erstellung von E-
Rechnungen immer wieder Fehler passie-
ren. Dabei wird seitens der Finanzverwal-

tung zwischen drei Fehlerkategorien un-
terschieden: 
 
Formatfehler: Diese liegen vor, wenn die 
Rechnungsdatei nicht den zulässigen Syn-
taxen bzw. deren technischen Vorgaben 
entspricht oder keine richtige und vollstän-
dige Extraktion zulässt. Solche Rechnun-
gen sind keine E-Rechnungen, sondern 
sonstige Rechnungen. 
 
Geschäftsregelfehler: Solche Fehler sind 
inhaltliche Fehler und betreffen Inkonsis-
tenzen innerhalb der strukturierten Datei. 
Dazu zählen beispielsweise widersprüchli-
che Angaben oder das Fehlen von Inhal-
ten in Pflichtfeldern.  
 
Inhaltsfehler: Bei inhaltlichen Abweichun-
gen von dem der Rechnung zugrunde 
liegenden Rechtsgeschäft, beim falschen 
Leistungszeitraum und anderen Unrichtig-
keiten spricht man von Inhaltsfehlern. 
 
Nicht nur den Ersteller der Rechnung, 
sondern auch den Empfänger treffen Ver-
pflichtungen. Wer E-Rechnungen emp-
fängt, muss sicherstellen, dass sein ERP-
System oder seine Buchhaltungssoftware 
eine zuverlässige Syntaxprüfung und Ge-
schäftsregelvalidierung durchführt und das 
nachvollziehbar dokumentiert. Fehler in 
der Rechnung sind weniger für den Aus-
steller der Rechnung, sondern eher für 
den Empfänger der Rechnung problema-
tisch, da bei einer fehlerhaften Rechnung 
der Vorsteuerabzug fraglich ist.  
 
Hinweis 
 
Schon jetzt sollte geprüft werden, ob das 
Buchhaltungs- oder ERP-System E-
Rechnungen empfangen und idealerweise 
automatisiert auf Format- und Geschäfts-
regelfehler validieren kann. Zwar besteht 
lediglich die Pflicht, E-Rechnungen seit 
dem 01.01.2025 empfangen zu können. 
Eine automatisierte Validierung ist jedoch 
empfehlenswert, um Fehler frühzeitig zu 
erkennen. Bei fehlerhaften Eingangsrech-
nungen sollte zeitnah eine Berichtigung 
veranlasst werden, da Mängel im Einzelfall 
den Vorsteuerabzug beeinträchtigen kön-
nen. 
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11. Verwendung eines unzutreffenden 
Steuerschlüssels in einem ERP-
System 

 
Im Streitfall stellte die Klägerin, nachdem 
die Umsatzsteuerfestsetzung infolge einer 
Betriebsprüfung bestandskräftig geworden 
war, einen Fehler in ihrem ERP-System 
(einer zentralen Unternehmenssoftware) 
fest, der dazu geführt hatte, dass ein un-
zutreffender Steuerschlüssel verwendet 
wurde. Daraufhin beantragte die Klägerin 
die Änderung der bestandskräftigen Um-
satzsteuerfestsetzung. Ihrer Auffassung 
nach lag ein rechnerischer Fehler vor, 
weshalb zu wenig Vorsteuer geltend ge-
macht worden war. Das beklagte Finanz-
amt lehnte den Antrag ab, da kein Re-
chenfehler im Sinne des § 173a der Abga-
benordnung vorlag. Nach einem erfolglo-
sen Einspruchsverfahren wandte sich die 
Klägerin erfolglos an das Niedersächsi-
sche Finanzgericht. 
 

Dieses entschied, dass die Verwendung 
eines unzutreffenden Steuerschlüssels in 
einem ERP-System keinen Rechenfehler 
im Sinne der Änderungsbestimmung des § 
173a AO darstellt. Hierin liege vielmehr ein 
von § 173a AO nicht erfasster Irrtum bei 
der Auswahl der Rechenmethode. Die 
automatisierte Überführung eines infolge 
eines fehlerhaften Steuerschlüssels unzu-
treffend errechneten Betrags in eine Steu-
ererklärung sei auch kein Schreib- oder 
Rechenfehler im Sinne des § 173a AO, 
wenn der Steuerpflichtige genau den vom 
System ausgegebenen Betrag erklären 
wollte. Nach Auffassung der Richter hat 
das Softwareprogramm im Streitfall die 
richtige Rechnung durchgeführt. Maßgeb-
lich sei hier die fehlerhafte Ermittlung der 
abziehbaren Steuer aus dem ERP-System 
(Az. 5 K 137/25). Das Finanzgericht hat 
die Revision zum Bundesfinanzhof wegen 
der grundsätzlichen Bedeutung der 
Rechtsfrage zugelassen. 

 
 
 
 

 
 
  

 Fälligkeitstermine Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.) 
für Dauerfristverlängerung Umsatzsteuer,  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.8.2026 
Zahlungsschonfrist – 13.8.2026 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
 

17.8.2026 
Zahlungsschonfrist – 20.8.2026 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

 

Abgabe der Erklärung – 24.8.2026, 24 Uhr 
Zahlung – 27.8.2026 

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

seit 1.7.2026 = 1,52 % 
1.1. – 30.6.2026= 1,27 % 

1.7. – 31.12.2025 = 1,27 % 
1.1. – 30.6.2025 = 2,27 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
    

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

  

 Verbraucherpreisindex 2026: Juni = 124,6; Mai = 125,0; April = 125,2; März = 124,5; 

https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820
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 (2020 = 100) Februar: 123,1; Januar = 122,8 
2025: Dezember = 122,7; November = 122,7; Oktober = 123,0;  
September = 122,6; August = 122,3; Juli = 122,2 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de – Konjunkturindikatoren – Verbraucherpreisindex 

  

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, 
die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden ggf. in einer der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger 
und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. Rechtsstand: 15.7.2026 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

